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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1923 Nr. 67. 
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Juh alt: Geſetz zur Anderung des Geſetzes über. die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen vom 9. April 1923, S. 487. 
Inhalt: reußiſches Ausführungsgefeg zum Finanzausgleichsgeſetz, S. 487. 

Bild) hrungsg 5 8 3 geſetz, 


(Nr. 12679.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen vom 
9. April 1923 (Geſetzſamml. S. 83). Vom 30. Oktober 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Artikel. 
Der § 1 Satz 1 des Geſetzes über die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen vom 9. April 
1923 (Geſetzſamml. S. 83) erhält folgende Faſſung: 
a Die Gemeindevertretungen der Städte und Landgemeinden ſind bis zum 2. März 
des Kalenderjahrs 1924 neu zu wählen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 
Berlin, den 30. Oktober 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel) Braun. Severing. 


(Nr. 12680.) Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz. Vom 30. Oktober 1923. / 27 v 
30: 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 1 5 . 1 31 7.300 
f 


a Erſter Teil. 
Finanzausgleich zwiſchen Staat und Gemeinden (Gemeindeverbänden). 


9 

Von dem nach den 8s 20 bis 28 des Finanzausgleichsgeſetzes vom 23. Juni 1923 (Reichs⸗ 

geſetzbl. 1 S. 494) dem Lande zustehenden Anteil an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer 

erhalten die Gemeinden und Gemeindeverbände 55 vom Hundert (Gemeindeanteil an der Ein- 
kommenſteuer). 8 

Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1267912680.) 


Ausgegeben zu Berlin den 6. November 1923. = 


RE he TS EEE 


ARE — 


8.2. 

(1) Das nach den 88 34 und 35 des Finanzausgleichsgeſetzes dem Lande zuſtehende Auf⸗ 
kommen an Grunderwerbsſteuer erhalten die Stadt- und Landkreiſe in voller Höhe. 

(2) Der Staat verzichtet zugunſten der Stadt- und Landkreiſe auf das ihm nach § 36 des 
Finanzausgleichsgeſetzes zuſtehende Recht, Zuſchläge zur Grunderwerbsſteuer für ſeine Rechnung zu 
erheben. N 

9 3. 


Das nach § 45 des Finanzausgleichsgeſetzes dem Lande zuſtehende Aufkommen an Kraftfahrzeug 
ſteuer wird den Provinzen mit Ausnahme der Provinz Heſſen⸗Naſſau, den Bezirksverbänden der 
Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden, der Stadtgemeinde Berlin, dem Landeskommunalverbande 


der Hohenzollernſchen Lande und dem Lauenburgiſchen Landeskommunalverbande zu Zwecken der öffentlich- 


rechtlichen Wegeunterhaltung überwieſen. 


SA. 

Die Höhe der den Provinzen (Bezirksverbänden) und Landkreiſen zur Erfüllung beſtimmter 
Aufgaben zugewieſenen Dotationen wird auf 15 vom Hundert des dem Staate nach § 1 dieſes 
Geſetzes für eigene Zwecke verbleibenden Anteils an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer 
bemeſſen. 5 


§ 5. 
(1) Der Staat darf den Gemeinden oder Gemeindeverbänden neue Aufgaben nur zuweiſen, 
wenn er gleichzeitig für die Bereitſtellung der erforderlichen Mittel Sorge trägt. 
(2) Was unter neuen Aufgaben in dieſem Sinne zu verſtehen iſt, entſcheidet ſich nach dem 
Stande vom 1. April 1923. 
(3) Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt entſprechend bei weſentlicher Erweiterung bereits beſtehender 
Aufgaben. 


Zweiter Seil. 
Finanzausgleich zwiſchen Gemeinden und Gemeindeverbänden. 
Artikel J. 
Von den Neichsſteuerzuweiſungen und Staatsdotationen. 
1. Abſchnitt: Allgemeine Vorſchriſten. 
| $ 6. 

() Von dem im $ 1 feſtgeſetzten Gemeindeanteil an der Einkommenſteuer in Höhe von 55 vom 
Hundert des Landesanteils erhalten die Gemeinden (Gutsbezirke) zuſammen 48 vom Hundert. Hier; 
von fließen 2 vom Hundert zugunſten eines zwiſchengemeindlichen Laſtenausgleichs der Landesſchul⸗ 
kaſſe zu. Um dieſen Betrag ermäßigen ſich die von den Schulverbänden an die Landesſchulkaſſe 
zu entrichtenden Beiträge. f 

(e) Weitere 3½ vom Hundert der im Abſ. 1 erwähnten 55 vom Hundert werden den Land— 
kreiſen zur Erfüllung der ihnen obliegenden öffentlichen Aufgaben überwieſen. 

(3) Die letzten 3 vom Hundert der im Abſ. 1 erwähnten 55 vom Hundert werden den 
Provinzen mit Ausnahme der Provinz Heſſen-⸗Naſſau, den Bezirksverbänden der Regierungsbezirke 


. 


= 


Caſſel und Wiesbaden ſowie dem Landeskommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande zur Erfüllung 
der ihnen obliegenden öffentlichen Aufgaben überwieſen. 


87. 

(1) Als Anteil an der Umſatzſteuer erhalten die Gemeinden zuſammen 90 vom Hundert der 
für die Gemeinden (Gemeindeverbände) nach den Vorſchriften des Finanzausgleichsgeſetzes feſtgeſetzten 
Beträge. 

(2) Der Reſt von 10 vom Hundert wird den Landkreiſen überwieſen. 


8 8. — 

Von den im 8 4 des Geſetzes für Dotationszwecke beſtimmten Zuweiſungen erhalten die Provinzen 
mit Ausnahme der Provinz Heſſen⸗Naſſau, die Bezirksverbände der Regierungsbezirke Caſſel und 
Wiesbaden, die Stadtgemeinde Berlin, der Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande und 
der Lauenburgiſche Landeskommunalverband insgeſamt /ıs, die Landkreiſe insgeſamt /. 


2. Abſchnitt: Von den Gemeinden. 
§ 9. 

Der nach § 6 Abſ. 1 den Gemeinden zuſtehende Anteil an der Reichseinkommen⸗ und Körper⸗ 
ſchaftsſteuer wird jeweils nach dem Verhältniſſe der örtlichen Aufkommen verteilt, das nach den 
Vorſchriften der §§ 21 bis 28 des Finanzausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellt worden iſt. 

§ 10. 
An dem nach § 7 Abſ. 1 den Gemeinden zuſtehenden Anteil an der Amſatzſteuer werden unter 


Zugrundelegung der bei der letzten Volkszählung, erſtmalig bei der Feſtſtellung vom 8. Oktober 1919, 
ermittelten Bevölkerungszahlen die Gemeinden 


bis zu 2000 Einwohnern zu einem Verhältnisſatze vo 1,00 
von 2000 bis zu 5000 Einwohnern zu einem Verhältnisſatze von. 1,25 
5000 » „ 10 000 v » * » 7 1,50 

„ 10000 » „ 25 000 > DE > 33 
5 25 000 „ » 50000 » » Si » 8 2,00 

„ 50000 „ 100 000 5 N > „ 4 2055 
100 000 » » 250 000 » * Y » ie 2,50 

» 250000 » » 500000 » * » v 211 215 
und über 500 000 Einwohnern zu einem Verhällnisſatze von ...... 3/00 


für den Einwohner beteiligt. 811 

Für die Zuweisungen aus der Reichseinkommen- und Körperſchaftsſteuer ſtehen die Gutsbezirke 
bis zum Zeitpunkte der Durchführung ihrer Auflöſung den Gemeinden mit der Maßgabe gleich, 
daß den Gutsbezirken von den auf ſie entfallenden Beträgen in der Regel nur die Hälfte über⸗ 
wieſen wird. Der Überſchuß fällt dem übergeordneten Landkreiſe zu, ebenſo die auf die Guts⸗ 
bezirke entfallende Umſatzſteuer. : 
5 85* 


4 


3. Abſchnitt: Von den Landkreiſen. 
912. N 
Der nach § 6 Abſ. 2 den Landkreiſen zuſtehende Anteil an der Reichseinkommen- und Körper 
ſchaftsſteuer wird unter den Landkreiſen nach der Summe des gemäß SS 21 bis 28 des Jinanz— 
ausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellten örtlichen Aufkommens in den den einzelnen Landkreiſen 
angehörigen Gemeinden (Gutsbezirken) unterverteilt. 


§ 13. 

Der nach § 7 Abf. 2 den Landkreiſen zuſtehende Anteil an der Umſatzſteuer wird nach der 
bei der letzten Volkszählung, erſtmalig bei der Feſtſtellung vom 8. Oktober 1919, ermittelten 
Bevölkerungszahl unterverteilt. 

a $ 14. 

5 (1) Der nach § 8 den Landkreiſen zuſtehende Anteil an den Dotationen wird in dem gleichen 
Verhältniſſe wie im Rechnungsjahre 1919 auf dieſe unterverteilt. Dabei ſind auch die im Jahre 1919 
für die Amtsverbände überwieſenen Dotationsbeträge mitzuberückſichtigen. 

(2) Die Landkreiſe find verpflichtet, ein Viertel ihres Dotationsbetrags auf die Amtsbezirke 
unterzuverteilen. Den Verteilungsmaßſtab beſtimmen die Miniſter des Innern und der Finanzen. 


§ 15. 

(1) Inſoweit Dritte für einen Landkreis Aufgaben auf den Gebieten der Volksfürſorge und 
des Wegeweſens erfüllen, find fie an den Zuweiſungen nach 88 4, 8, 14 entſprechend zu beteiligen. 

(2) Die Beteiligung iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berückſichtigung der für 
den Landkreis eingetretenen Entlaſtung, feſtzuſetzen. 

(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuftande, fo entſcheidet der Regierungs⸗ 
präſident endgültig. Die Verfolgbarkeit im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche im ordent⸗ 
lichen Rechtswege bleibt hierdurch unberührt. 

§ 16. 

(1) Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen eines Landkreiſes 
ſeinen Bedarf nicht decken, iſt die Deckung durch Erhebung einer Kreisabgabe in Hundertſätzen 
der an feine ſämtlichen Gemeinden (Gutsbezirke) für das Rechnungsjahr fallenden Überweiſungen 
aus der Reichseinkommen- und Körperſchaftsſteuer und der in dieſem vom Staate veranlagten 
Realſteuern zu bewirken. 

(2) Die Gemeinden (Gutsbezirke) find verpflichtet, dem übergeordneten Landkreis auf Erſuchen 
die erforderlichen Unterlagen mitzuteilen. a f 
8 

(1) Die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Überweiſungen einerſeits und zu den vom Staate 
veranlagten Realſteuern anderſeits ſowie die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Realſteuern unter⸗ 
einander können ungleich bemeſſen werden. 

(2) Beſchlüſſe, die für die Zuſchläge zu den Überweiſungen und zu den Realſteuern ein 
höheres Verhältnis als 1: 3, und Beſchlüſſe, die die Zuſchläge zur Grundſteuer anders als die 
zur Gewerbeſteuer feſtſetzen, bedürfen der Genehmigung. N * 
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J. Abſchnitt: Von den Provinzen und Bezirksverbünden. 
§ 18. 

Der nach § 6 Abſ. 3 den Provinzen Bezirksverbänden) zufließende Anteil an der Reichs⸗ 
einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer wird nach der Summe des gemäß 88 21 bis 28 des Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellten örtlichen Aufkommens in den den einzelnen Provinzen (Bezirks, 
verbänden) angehörigen Gemeinden (Gutsbezirken) unterverteilt. 


919 
Zwei Drittel der nach §8 4, 8 für die Provinzen (Bezirksverbände) beſtimmten Dotationen 
werden auf die im § 8 bezeichneten Verbände nach der bei der letzten Volkszählung, erſtmalig bei 
der Feſtſtellung vom 8. Oktober 1919, ermittelten Bevölkerungszahl unterverteilt. Für den Stadt⸗ 
kreis Berlin wird dabei nur die Hälfte, für die Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen das Drei⸗ 
fache der Bevölkerungszahl berückſichtigt. 8 20 


(1) Inſoweit Dritte für eine Provinz (Bezirksverband) Aufgaben auf dem Gebiete der Volks- 
fürſorge erfüllen, find fie an den Zuweiſungen nach SS 4, 8, 19 entſprechend zu beteiligen. 5 

(2) Die Beteiligung nach Abſ. 1 iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berück⸗ 
ſichtigung der für die Provinz (Bezirksverband) eingetretenen Entlaſtung, feſtzuſetzen. 

(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuſtande, jo entſcheidet der Ober- 
präfident (in den Hohenzollernſchen Landen der Regierungspräſident) endgültig. Die Verfolgbarkeit 
im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen Rechtswege bleibt hierdurch unberührt. 


§ 21. a 

(1) Das letzte Drittel der in §§ 4, 8 zugewieſenen Dotationen ſowie die Überweiſungen aus 
der Kraftfahrzeugſteuer nach § 3 dieſes Geſetzes werden auf die im $ 8 bezeichneten Verbände nach 
dem Verhältniſſe von Gebietsumfang und Straßenſtrecken je zur Hälfte unterverteilt. 

(2) Als Straßenſtrecke im Sinne des Abs. 1 kommt nur die Länge der von Ort zu Ort 
führenden Straßen in Betracht, die am 1. Januar 1923 von den im Abf. 1 genannten Verbänden 
unterhalten worden ſind, oder die, nachdem es früher der Fall geweſen iſt, vor dem 1. Januar 
1923 an Dritte zur Unterhaltung übertragen worden ſind, oder die vor dem 1. Januar 1923 
für die dotationsberechtigte Provinz (Bezirksverband) von Dritten erbaut worden find und unter⸗ 
halten werden. a 

() Über die Berückſichtigung weiterer Straßenſtrecken entſcheiden die Miniſter des Innern 
und der Finanzen. b 

§ 22. 


() Inſoweit Dritte für eine Provinz (Bezirksverband) Aufgaben auf dem Gebiete des Wege⸗ 
weſens erfüllen, find fie an den Zuweiſungen nach 88 4, 8, 21 entſprechend zu beteiligen. 

(2) Die Beteiligung nach Abſ. 1 iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berückſichti⸗ 
gung der für die Provinz (Bezirksverband) eingetretenen Entlaſtung ſowie der Länge der von den 
anderweiten Wegeunterhaltungspflichtigen, namentlich auch dem Siedlungsverbande Ruhrkohlenbezirk, 
zu unterhaltenden Straßenſtrecken, feſtzuſetzen. 3 
i (3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuſtande, fo entſcheidet der Ober⸗ 
präſident (in den Hohenzollernſchen Landen der Regierungspräſident) endgültig. Die Verfolgbarkeit 
im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen Rechtswege bleibt hierdurch unberührt. 


88233 
(1) Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen der im § 6 Abſ. 3 
bezeichneten Provinzen (Bezirksverbände) ihren Bedarf nicht decken, iſt die Deckung durch Erhebung 
einer Provinzial (Bezirks-) Abgabe in Hundertſätzen der an ihre ſämtlichen Stadt⸗ und Landkreiſe, 
einſchließlich der dieſen letzteren angehörigen Gemeinden (Gutsbezirke), für das Rechnungsjahr 
fallenden Überweiſungen aus der Reichseinkommen- und Körperſchaftsſteuer und der in dieſem von 
dem Staate veranlagten Realſteuern zu bewirken. 
(2) Die Stadt- und Landkreiſe find verpflichtet, der Provinz Bezirksverband) auf Erfuchen 
die erforderlichen Unterlagen mitzuteilen. 
824. 
3 Die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Überweiſungen einerſeits und zu den vom Staate 
veranlagten Realſteuern anderſeits können ungleich bemeſſen werden. 


5 § 25. 
Die Provinz Heſſen⸗ 085 iſt Reuge ihren Fehlbedarf nach Maßgabe der §§ 23, 24 
unterzuverteilen. 
8 26. ; 
Der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk it berechtigt, ſeinen Fehlbedarf nach Maßgabe der 
89 23, 24 unterzuverteilen. 


5. Abſchnitt: Von den ſonſtigen Gemeindeverbänden. 
8 27. 
Die Vorſchriften der Ss 16 und 17 finden auf die übrigen Gemeindeverbände (Bürger- 
meiſtereien, Amter) ſowie auf die Amtsbezirke und Zweckverbände im Sinne des Geſetzes vom 
19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 116) ſinngemäß Anwendung. 


§ 28. 
Geſamtarmenverbände gelten als Zweckverbände im Sinne dieſes Geſetzes. 


§ 29. 

Der § 9 des Geſetzes, betreffend die Unterhaltung von Volksſchulen, vom 28. Juli 1906 
(Geſetzſamml. S. 335) wird dahin ergänzt, daß für die Ermittlung des Verhältniſſes des Steuerſolls 
der beteiligten Gemeinden (Gutsbezirke), das der Kreisbeſteuerung zugrundezulegen iſt, die 88 16 
und 17 dieſes Geſetzes ſinngemäß Anwendung zu finden haben. 


§ 30. 

(1) Soweit in Gemeinden (Gutsbezirken) Sehifogtetäte beftehen und für jene auf dem Gebiete 
des Schulweſens Aufgaben erfüllen, die zur allgemeinen Volksſchulunterhaltungspflicht der Gemeinden 
(Gutsbezirke) gehören, find dieſe an den Reichsſteuerzuweiſungen für die Gemeinden (Gutsbezirke) 
entſprechend zu beteiligen. 

(2) Die Beteiligung nach Abf. 1 iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berückſichtigung 
der für die Gemeinden (Gutsbezirke) eingetretenen Entlaſtung ſowie der Bedürfniſſe der Gemeinden 
(Gutsbezirke) und der Schulſozietät, feſtzuſetzen. 


an 


(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuftande, jo entſcheidet der Landrat 
oder, ſofern eine Stadtgemeinde beteiligt ift, der Regierungspräſident endgültig. Die Verfolgbarkeit 
im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen Rechtswege bleibt hierdurch unberührt. 

(4) Erſtreckt ſich eine Schulſozietät über mehrere Gemeinden (Gutsbezirke), ſo finden die Abſ. 2 
und 3 auf die Verteilung ihres durch Reichsſteuerüberweiſungen zu deckenden Bedarfs auf die 
beteiligten Gemeinden (Gutsbezirke) ſinngemäß Anwendung. 


6. Abſchnitt: Von ſonſtigen ſchlüſſelmäßigen Verteilungen. 
8 f 

Beträge, die für gemeindliche Zwecke beſtimmt und für eine Verteilung an ſämtliche Gemeinden 
(Gemeindeverbände) unzureichend find oder für deren ſchlüſſelmäßige Verteilung ein unverhältnis- 
mäßiger Aufwand an Zeit oder Koſten erforderlich wäre, werden durch die Miniſter des Innern 
und der Finanzen unterverteilt. 

Artikel. II. 
Von ſonſtigen Einnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
§ 32. 

(1) Die Stadt- und Landkreiſe find berechtigt, bei der Veräußerung von Grundſtücken Zuwachs 
ſteuern zu erheben. 

(2) Die Vorſchriften über die Erhebung von Zuwachsſteuern, die dazu beſtimmt ſind, dem 
§ 16 des Finanzausgleichsgeſetzes widerſprechende Beſtimmungen zu erſetzen, erhalten rückwirkende 
Kraft bis zum Tage des Inkrafttretens der reichsgeſetzlichen Vorſchriften. 

(3) Die Miniſter des Innern und der Finanzen werden ermächtigt, die zur Durchführung des 
§ 16 des Finanzausgleichsgeſetzes erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


8 33. : 

(1) Für die Berechnung der Beſoldungszuſchüſſe findet die Vorſchrift des § 60 des Yinanz- 
ausgleichsgeſetzes ſinngemäß Anwendung. 

(2) Der Berechnung der Zuſchüſſe iſt die Zahl der Beamten und Angeſtellten ſowie ihre 
Einreihung in die einzelnen Beſoldungs- und Vergütungsgruppen nach dem Stande vom 1. April 1922 
zugrundezulegen. Vom 1. Januar bis zum 31. März 1924 wird von der Geſamtſumme der 
den einzelnen Gemeinden (Gemeindeverbänden) zuſtehenden Zuſchüſſe ein Fünftel, vom 1. April 1924 
ab werden zwei Fünftel abgezogen. 

(3) Fünf vom Hundert, vom 1. April 1924 ab zweieinhalb vom Hundert der Abzüge werden 
nach Anordnung der Miniſter des Innern und der Finanzen verteilt; dabei ſind in erſter Linie 
Gemeinden (Gemeindeverbände) zu berückſichtigen, die erſt nach dem 1. April 1922 neu gebildet 
oder infolge einer völligen Veränderung ihrer Verhältniſſe in Verbindung mit einer ungewöhnlichen 
A der Einwohnerſchaft zur Erhöhung der Zahl ihrer Beamten und Angeſtellten gezwungen 
worden ſind. N 

(4) Im übrigen werden die Abzüge unter Berückſichtigung der bei der letzten Volkszählung, 
erſtmalig bei der Feſtſtellung vom 8. Oktober 1919, ermittelten Bevölkerungszahl gleichmäßig auf 
die Gemeinden und Gemeindeverbände verteilt; dabei findet bei der Verteilung auf die Gemeinden 
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der Maßſtab des § 10 dieſes Geſetzes Anwendung. Auf die übrigen Verbände ($$ 25 bis 30) 
werden die Abzüge nach näherer Beſtimmung der Miniſter des Innern und der Finanzen verteilt. 

(6) Die Miniſter des Innern und der Finanzen werden ermächtigt, Landgemeinden mit weniger 
als 3000 Einwohnern von den Vorſchriften der Abſ. 2 bis 4 auszunehmen. 


Dritter Teil. 
Abergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
§ 34. 


Die Geltungsdauer des Ausführungsgeſetzes zum Landesſteuergeſetze vom 13. Januar 1921 
(Geſetzzaamml. S. 268) wird auf die Rechnungsjahre 1920, 1921 und 1922 feſtgelegt. 


8 35. 

(1) Die nach den bisherigen Grundſätzen des Statiſtiſchen Landesamts den Überweiſungen 
aus der Reichseinkommen- und Körperſchaftsſteuer zugrundegelegten gewährleiſteten Mindeſtbeträge im 
Sinne des § 56 des Landesſteuergeſetzes vom 30. März 1920 (Reichsgeſetzbl. ©. 402) in Verbindung 
mit § 3 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 13. Juni 1921 (Geſetzſamml. ©. 268) gelten 
als endgültig feſtgeſtellt. 

(2) Das gleiche gilt, ſoweit Beträge etwa nach anderen Grundſätzen als denen des Statiſtiſchen 
Landesamts ausgeſchüttet worden ſind. 

$ 36. 

(1) Sofern anläßlich der Veränderung kommunaler Bezirksgrenzen durch Ein-, Aus- oder 
Umgemeindungen die gewährleiſteten Mindeſtbeträge der Beteiligten weder durch eine beſondere 
Vereinbarung noch durch eine Entſcheidung im Vermögensauseinanderſetzungsverfahren neu feſtgeſetzt 
ſind, hat darüber auf Antrag eines der Beteiligten mangels beſonderer Vereinbarung ein erneutes 
Auseinanderſetzungsverfahren ſtattzufinden. 

(2) Sofern fi) die kommunalen Bezirksgrenzen infolge der Abtretung von Gebietsteilen an 
andere Länder verändert haben, ſind die auf die abgetretenen Gebietsteile entfallenden gewähr⸗ 
leiſteten Mindeſtbeträge mit zu berückſichtigen. 5 

(3) Iſt eine neue Gemeinde (Gemeindeverband) entſtanden, die nicht unter die Vorausſetzungen 
der Abs. 1 und 2 fällt, fo werden die Miniſter des Innern und der Finanzen ermächtigt, den Betrag 
zu beſtimmen, der für dieſe neue Gemeinde (Gemeindeverband) bei der Verteilung der Zuweiſungen 
aus Reichseinkommen- und Körperſchaftsſteuer für die Rechnungsjahre 1920, 1921 und 1922 
als gewährleiſteter Mindeſtbetrag zugrundezulegen iſt. 


8 37. 

(1) Die Höhe des nach § 1 Abſ. 3 des Ausführungsgeſetzes zum Landesſteuergeſetze vom 
13. Januar 1921 (Gefehfamml. S. 268) gebildeten Ausgleichſtocks wird für das Rechnungsjahr 
1920 endgültig auf 1 120 Millionen Mark, für das Rechnungsjahr 1921 auf 1 800 Millionen 
Mark feſtgeſetzt. Von der feſtgeſetzten Summe fließen in den Rechnungsjahren 1920 und 1921 
je 300 Millionen Mark an die Landesſchulkaſſe der Reſt dient zum Ausgleiche ſteuerlicher Härten. 

(e) Für das Rechnungsjahr 1922 wird kein Ausgleichſtock gebildet. Die Vorſchrift über die 
Zuweiſung von 300 Millionen Mark an die Landesſchulkaſſe bleibt hierdurch unberührt. 
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§ 38. 

(1) Für die Rechnungsjahre 1920, 1921 und 1922 werden die Reichsſteuerzuweiſungen aus 
der Zeit vom 1. April 1920 bis zum 31. März 1923 verteilt. Für die Rechnungsjahre 1923 
und folgende werden die Zuweiſungen aus dem jeweiligen Rechnungsjahre verrechnet. 

(2) Im übrigen werden die Miniſter des Innern und der Finanzen ermächtigt, Zuweiſungen 
ſpäterer Nechnungsjahre auf vergangene zur Verrechnung zu bringen, ſofern und ſoweit ſich bei 
der Verteilung andernfalls Schwierigkeiten ergeben würden. 


59 
Die Geſetze, betreffend den preußiſchen Anteil an der Grunderwerbsſteuer, vom 7. Mai 1920 
(Gefeßfamml. S. 277) und betreffend die Erhebung von Zuſchlägen zur Grunderwerbsſteuer, vom 
7. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 278) werden aufgehoben. 


§ 40. 

(1) Die in dem Geſetze, betreffend die Dotationen der Provinzial- und Kreisverbände, vom 
30. April 1873 (Geſetzſamml. S. 187), dem Geſetze, betreffend die Ausführung der SS 5 und 6 
des Geſetzes vom 30. April 1873 wegen der Dotationen der Provinzial⸗ und Kreisverbände, 
vom 8. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 497), dem Geſetze, betreffend die Überweiſung weiterer Do- 
tationsrenten an die Provinzialverbände, vom 2. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 167), den zu dieſem 
Geſetz ergangenen Verordnungen vom 12. September 1877 (Geſetzſgaamml. S. 227) und vom 
22. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 258), ſowie in dem Geſetze, betreffend die Dotationen der Amts⸗ 
verbände in den Hohenzollernſchen Landen, vom 19. Mai 1885 (Geſetzſamml. S. 169) enthaltenen 
Vorſchriften über die Höhe und den Verwendungszweck von Dotationsbeträgen ſowie die Verteilung 
dieſer Beträge treten außer Kraft. 

(2) Im übrigen bleiben die angeführten Vorſchriften insbefondere inſoweit unberührt, als fie die 
Provinzen (Bezirksverbände) und Landkreiſe zur Erfüllung beſtimmter öffentlicher Aufgaben verpflichten. 


Als 
(1) Die 88 16 und 17 dieſes Geſetzes treten vom 1. April 1924 ab an die Stelle des § 7, 
die 8s 23 und 24 an die Stelle des § 25 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 
23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 
(Geſetzſamml. S. 495). N N ae 
(2) Soweit andere geſetzliche Vorſchriften auf die genannten Vorſchriften Bezug nehmen, gilt 
auch für dieſe die Vorſchrift des Abſ. 1. 
) Die 88 9, 19 Ziffern 3 und 5 und 26 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 
23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 
(Geſetzſamml. S. 495) werden außer Kraft geſetzt. ER 


$.42. ER, 
(1) Für die Rechnungsjahre 1921 und 1922 bleiben die SS 7 und 25 des Kreis- und Provinzial 
abgabengeſetzes vom 23. April 1906 (Geſetzſaamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 
26. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 495) mit folgenden Maßgaben in Geltung: 


Geſetzſammlung 1923 = 
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(2) Die auf Grund des Geſetzes vom 3. Juni 1922 (Gefehfamml. S. 126) für die Rechnungs⸗ 
jahre 1921 und 1922 vorgenommenen Verteilungen des Fehlbedarfs von Kreiſen und Provinzen 
(Bezirksverbänden) gelten als endgültige, ſofern nicht ausdrücklich die zuftändigen Kreis und Pro⸗ 
vinzial (Bezirks) Vertretungen eine Neuverteilung bis zum 1. März 1924 beſchließen. 

(3) Werden die vorläufigen Verteilungen des Fehlbedarfs gemäß Abſ. 2 durch endgültige 
erſetzt, jo find die Landkreiſe ermächtigt, die Vorſchriften des 8 7 des Kreis- und Provinzial⸗ 
abgabengeſetzes vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 
26. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 495) oder des § 7 Abſ. 7 in der Faſſung des Artikels 1 des 
Geſetzes vom 3. Juni 1922 (Geſetzſamml. S. 126) als Grundlage der endgültigen Verteilung zu 
verwerten. 

(a) Für die Provinzen (Bezirksverbände) findet Abſ. 3 mit der Maßgabe ſinngemäß An- 
wendung, daß an Stelle des $ 7 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes der $ 25 a. a. O. und 
an Stelle des § 7 Abſ. 7 in der Faſſung des Artikels 1 des Geſetzes vom 3. Juni 1922 
(Geſetzſamml. S. 126) § 25 Abſ. 7 in der Faſſung des Artikels 2 a. a. O. treten. 


§ 43. 

(1) Für das Rechnungsjahr 1923 findet § 42 Abſ. 1 mit folgenden Maßgaben, denen hier⸗ 
durch rückwirkende Kraft beigelegt wird, ſinngemäß Anwendung: 

(2) Die auf Grund des Geſetzes vom 5. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 301) vorgenommenen 
Verteilungen des Fehlbedarfs von Kreiſen und Provinzen (Bezirksverbänden) gelten als endgültige, 
ſofern nicht ausdrücklich die zuſtändigen Kreis- und Provinzial⸗(Bezirks⸗) Vertretungen eine Neu- 
verteilung bis zum 1. März 1924 beſchließen. 5 

(3) Werden die vorläufigen Verteilungen des Fehlbedarfs nach Abſ. 2 durch endgültige erſetzt, 
fo ‚find die Landkreiſe ermächtigt, die Vorſchriften der 88 16 und 17 dieſes Geſetzes oder die des §7 
Abf. 7 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes in der Faſſung des Artikels 1 des Geſetzes vom 
5. Juli 1923 (Gefekfamml. S. 301) als Grundlage der endgültigen Verteilung zu verwerten. 
Zugleich find fie unter Abänderung des § 7 Abſ. 7 des Kreis; und Provinzialabgabengeſetzes in 
der Faſſung des Artikels 1 des Geſetzes vom 5. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 301) befugt, ſoweit 
die ſtaatliche Veranlagung nach dem Grundvermögensſteuergeſetze vom 14. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 29) bereits die Feſtſtellung eines Veranlagungsſolls nach dem Stande vom 
1. Januar 1924 ermöglicht, dieſe bei ihrer Unterverteilung anzuwenden. Die gleiche Ermächtigung 
gilt auch für die ſtaatlich veranlagte Gewerbeſteuer, ſofern und ſoweit das neue Gewerbeſteuergeſetz 
die Jeſtſtellung eines Veranlagungsſolls nach dem Stande vom 1. Januar 1924 ermöglicht. 
(e) Für die Provinzen (Bezirksverbände) findet Abſ. 3 mit der Maßgabe Anwendung, daß 
an Stelle der 88 16 und 17 die SS 23 und 24 dieſes Geſetzes und an Stelle des § 7 Abſ. 7 
des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes in der Faſſung des Artikels 1 des Geſetzes vom 5. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 301) § 25 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes in der Faſſung des Artikels 2 
Abſ. 7 a. a. O. treten. 


9 44. 


Für die in den §§ 27 bis 29 behandelten ſonſtigen Gemeindeverbände finden die 88 41 bis 43 
ſinngemäß Anwendung. 
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i f 9.45. 
Inſoweit die Vorſchriften früher ergangener Geſetze mit den 88 41 bis 44 in Widerſpruch 
ſtehen, gelten ſie als aufgehoben. f 5 


$ 46. 5 

Wird im Verwaltungsſtreitverfahren ein rechtzeitig gefaßter Verteilungsbeſchluß über die 
Deckung des Fehlbedarfs im Sinne der SS 7 und 25 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes 
für rechtsungültig erklärt, ſo kann auch nach Ablauf des betreffenden Rechnungsjahrs, für das 
der Beſchluß gefaßt worden war, im Sinne des für rechtsungültig erklärten Umlagebeſchluſſes ein 
neuer Beſchluß gefaßt werden. Durch dieſen Beſchluß darf jedoch kein höherer Bedarf umgelegt 
und, ſofern nicht gerade dieſer für rechtsungültig erklärt worden iſt, auch kein anderer Verteilungs- 
maßſtab benutzt werden, als es in dem für rechtsungültig erklärten Umlagebeſchluſſe geſchehen war. 


§ 47. a 

(1) Die Provinzial- (Landes-) Ausſchüſſe ſollen die Verwaltungen der nach § 25 des Kreis- un 
Provinzialabgabengeſetzes umlagepflichtigen Stadt⸗ und Landkreiſe ſpäteſtens bis zum 1. Februar 
eines jeden Rechnungsjahrs von der Abſicht, für dieſes Rechnungsjahr Nachtragsumlagen zu ev 
heben, ſowie von der beabſichtigten Höhe dieſer Nachtragsumlagen in Kenntnis ſetzen. 

(e) Für die Kreisausſchüſſe in ihrem Verhältniſſe zu den kreisangehörigen Gemeinden (Guts— 
bezirken) findet Abſ. 1 mit der Maßgabe ſinngemäß Anwendung, daß die Benachrichtigung ſpäteſtens 
bis zum 20. Februar eines jeden Nechnungsjahrs erfolgen ſoll. 8 


§ 48. 
Soweit Reichsſteuerzuweiſungen im Rahmen dieſes Geſetzes nach ſchlüſſelmäßigen Verteilungs⸗ 
maßſtäben zu erfolgen haben, ſind die erforderlichen Feſtſtellungen und Berechnungen von dem 
Statiſtiſchen Landesamte gemäß den ihm mitzuteilenden Unterlagen vorzunehmen. 


§ 49. N 
Alle nach Verteilungsmaßſtäben dieſes Geſetzes fälligen Beträge ſind nach unten mindeſtens 
auf volle Millionen Mark abzurunden. Etwaige Überſchußbeträge finden bei der nächſten ſchlüſſel⸗ 
mäßigen Verteilung Berückſichtigung. 
$ 50. 
Der Gemeinde Helgoland wird ihr Anteil an Reichsſteuerzuweiſungen unverkürzt nach Abzug 
des Reichsanteils unmittelbar überwieſen. 
851. 


(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die Aberweiſung von Anteilen an der Reichseinkommen⸗ 
und Körperſchaftsſteuer an die Gemeinden (Gemeindeverbände) in den Rechnungsjahren 1923 und 
1924 gelten nicht für die beim Deutſchen Reiche verbliebenen Gemeinden (Gemeindeverbände) des 
oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiets. 
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(2) Der dem Lande aus dem Abſtimmungsgebiete zufließende Anteil an dem Aufkommen aus 
der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer wird von dem ſonſtigen Landesanteile getrennt 
behandelt. Von dem Landesanteile des Abſtimmungsgebiets erhalten deſſen Gemeinden und Gemeinde— 
verbände 55 vom Hundert (Gemeindeanteil des Abſtimmungsgebiets an der Einkommenſteuer). 


§ 52. 
Die Verteilung des Gemeindeanteils des oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiets an der Reichs⸗ 
einfommen- und Köͤrperſchaftsſteuer erfolgt in ſinngemäßer Anwendung des 8 6 dieſes Geſetzes. 


83 

(1) Die unmittelbar an die Gemeinden zu verteilenden 46 vom Hundert (88 52 und 6) find 
im Verhältniſſe der jeweiligen örtlichen Aufkommen des laufenden Rechnungsjahrs unterzuverteilen. 

(2) Für die Verteilung an die Landkreiſe iſt die Unterverteilung im Verhältniſſe der Summe 
der auf die einzelnen Landkreiſe entfallenden jeweiligen örtlichen Aufkommen des laufenden Rechnungs⸗ 
jahrs zu bewirken. N TER 

(3) Der Anteil der Provinz Oberſchleſien wird als entſprechender Anteil an der Summe der 
jeweiligen örtlichen Aufkommen des laufenden Rechnungsjahres feſtgeſetzt. 

(4) Auf die Berückſichtigung der Gutsbezirke findet § 11 ſinngemäße Anwendung. 


8 54. 


Die Vorſchrift des § 33, namentlich auch über den Beamtenabbau und die Verieilung der 
eingeſparten Beträge, bleibt jo lange in Geltung, als das Reich Beſoldungszuſchüſſe gewährt. 


5 9 55. ; 
Dieſes Geſetz tritt — abgeſehen von dem § 32, der mit dem Tage der Verkündung in Kraft 
tritt — mit Wirkung vom 1. April 1923 ab in Kraft. 
§ 56. 
Dieſes Geſetz tritt mit Ausnahme des § 54 am 1. April 1925 außer Kraft. 
„ 857. na. = 
Die Ausführung des Geſetzes in feinem erſten Teile liegt den Miniſtern der Finanzen und 
des Innern, in ſeinem zweiten Teile den Miniſtern des Innern und der Finanzen ob. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 55 
Berlin, den 30. Oktober 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 


(Siegel.) 
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